
In Heilbronn wurden gegen Mitglieder 
der Gruppe Letzte Generation Haftstra-
fen ohne Bewährung verhängt. Klimaak-
tivisten wollen sich vom Vorgehen der 
Justiz aber nicht einschüchtern lassen.

Mit einer Aktion vor dem Bundesverkehrs-
ministerium in Berlin haben Klimaaktivisten 
gegen die Verkehrspolitik der Bundesregie-
rung protestiert. Mitglieder der Gruppe Letz-
te Generation bespritzten am Dienstagmor-
gen das Gebäude mit gefärbtem Wasser aus 
einem Feuerwehrauto. Man habe so Verkehrs-
minister Volker Wissing »eine kalte Dusche« 
verpasst, teilte die Gruppe mit. Das Fahr-
zeug wurde bei einer Verleihfirma gemietet. 
Die Aktion fand einen Tag nach der Verurtei-
lung zweier Aktiver der Letzten Generation 
in Heilbronn zu Haftstrafen statt.

Jakob Beyer, Sprecher der Letzten Gene-
ration, sagte zu der Aktion vor dem Ministe-
rium, Minister Wissing breche »nachweislich 
das Klimaschutzgesetz« und blockiere »jetzt 
auch noch Klimaschutz für ganz Europa«. Be-
yer bezog sich damit auf die Haltung des FDP-
Politikers im Streit über das ab 2035 in der 
EU geplante Aus für Neuwagen mit Verbren-
nungsmotor. Die ursprünglich vorgesehene 
EU-Abstimmung dazu war wegen Nachfor-
derungen Deutschlands verschoben worden. 
Wissing sagt, Deutschland könne einem pau-
schalen Verbrenner-Aus nicht zustimmen.

Die Polizei leitete Strafverfahren wegen 
»gemeinschädlicher Sachbeschädigung« und 
Verstoßes gegen das Versammlungsfreiheits-
gesetz ein. Der für politisch motivierte Straf-
taten zuständige Staatsschutz habe den Fall 
übernommen, hieß es. Es werde auch ge-
prüft, ob es zu Schäden an dem Fahrzeug ge-
kommen sei. Die Verleihfirma teilte mit, die 

Personen, die es gemietet hätten, hätten sich 
als Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
in Brandenburg ausgegeben und im Voraus 
bezahlt. Der Sprecher der Berliner Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Benjamin Jendro, 
zeigte sich empört darüber, dass »diese kri-
minelle Organisation mit der Feuerwehr ein 
Symbol des demokratischen Rechtsstaates für 
ihren scheinheiligen Kampf missbraucht«.

Das Amtsgericht Heilbronn hatte am Mon-
tag zwei Mitglieder der Letzten Generation 
wegen einer Straßenblockade zu zwei bzw. 
drei Monaten Haft ohne Bewährung verur-
teilt worden. Es sei die erste Haftstrafe ohne 
Bewährung, zu der Aktivisten der Gruppe 
verurteilt wurden, sagte ein Gerichtsspre-
cher am Dienstag. Angeklagt waren sie we-
gen Nötigung, weil sie sich am 6. Februar auf 
einer Straße in Heilbronn festgeklebt hatten. 
Laut Gericht wurden drei weitere Aktivisten 
zu Geldstrafen von je 60 Tagessätzen in un-
terschiedlicher Höhe verurteilt. Das strenge-
re Urteil gegen zwei Männer sei erforderlich 
zur »Einwirkung auf die Täterpersönlichkeit«, 
sagte der Gerichtssprecher. Denn sie hätten 
vor Gericht erklärt, dass sie mit den Aktio-
nen weitermachen wollten. Einer von ihnen 
klebte sich nach der Urteilsverkündung wie-
der auf einer Straße fest.

Andere Aktivisten stoppten am Dienstag 
am Volkswagen-Stammwerk in Wolfsburg ei-
nen Zug mit Neuwagen und »verkleideten« 
ihn mit einem riesigen Banner als Straßen-
bahn. Symbolisch habe so die erste von VW 
gebaute Straßenbahn das Werk verlassen, er-
klärten sie. Ihre Forderung: Umstellung der 
Produktion auf den Bau öffentlicher Verkehrs-
mittel und Umwandlung des Konzerns in ei-
nen »gemeinwohlorientierten, kollektiv ge-
führten Verkehrswende-Betrieb«.  dpa/nd

Aktion vor Verkehrsministerium, Haftstrafen in Heilbronn

Klimaprotest bei Wissing

Nachdem das Verwaltungsgericht Schwe-
rin den Bau der Containerunterkunft im 
mecklenburgischen Upahl gestoppt hat-
te, gibt es Streit zwischen dem Landkreis 
und dem Innenministerium.

Im Rechtsstreit um den Bau einer Flücht-
lingsunterkunft mit 400 Plätzen im 500-Ein-
wohner-Dorf Upahl (Landkreis Nordwest-
mecklenburg) erhält der Landkreis keine 
Rückendeckung mehr vom Innenministeri-
um Mecklenburg-Vorpommerns. Es sei klar, 
dass der Neubau einer Unterkunft einer Bau-
genehmigung bedürfe, teilte das Ministerium 
am Dienstag auf Anfrage der Deutschen Pres-
se-Agentur mit. Mit dieser Begründung hat-
te das Verwaltungsgericht Schwerin am ver-
gangenen Freitag den bereits begonnenen 
Bau der Container-Unterkunft in einer Eil-
entscheidung gestoppt. Geklagt hatte die Ge-
meinde Upahl, weil sie nicht beteiligt worden 
sei. Der Landkreis hat nach eigenen Angaben 
noch nicht entschieden, ob er gegen die Ge-
richtsentscheidung Beschwerde einlegt.

Landrat Tino Schomann (CDU) erklär-
te, dass aus einem Hinweispapier von Re-
gierungsebene hervorgehe, dass man für die 
Baugenehmigung bis zu drei Monate Zeit 
habe. Die Gültigkeit dieser Richtlinie sei dem 
Kreis zuletzt am 27. Januar durch das Innen-
ministerium noch einmal bestätigt worden. 
»Das Innenministerium als Fachaufsicht und 
obere Bauaufsichtsbehörde des Landes hat 
uns damit Handlungsrichtlinien gegeben, die 
wir als untere Baubehörde natürlich aufgrei-
fen und danach verfahren.« Das Innenminis-
terium betonte hingegen, die angesprochene 
Duldung einer Unterkunft ohne Baugenehmi-
gung für drei Monate betreffe nur Unterkünf-
te in bestehenden Gebäuden.

Die oppositionelle CDU im Schweriner 
Landtag kritisiert diesen Vorgang. Das In-
nenministerium sei zu jedem Zeitpunkt in die 
Planungen des Landkreises Nordwestmeck-
lenburg eingebunden gewesen, erklärte CDU-
Generalsekretär Daniel Peters am Mittwoch. 
Wenn für den Innenminister Chrisitan Pegel 
(SPD) zu jedem Zeitpunkt klar gewesen sei, 
»dass das Gericht den Bau des Containerdor-
fes stoppen würde, weil der Landkreis das 
Recht falsch auslegt, dann hätte er gut daran 
getan, sein Wissen mit dem Landkreis zu tei-
len«. Es sehe so aus, als habe der Minister ei-
nen Landkreis ins offene Messer rennen las-
sen, meinte Peters.

In der Kritik steht auch Ministerpräsiden-
tin Manuela Schwesig (SPD). Auf ihre Emp-
fehlung in einem Interview mit dem Deutsch-
landfunk, die Unterkunft in Upahl möglichst 
kleiner ausfallen zu lassen, reagierten die 
Kreistagsfraktionen von Nordwestmecklen-
burg, mit Ausnahme der AfD, mit einer ge-
meinsamen Erklärung. Darin fordern sie statt 
Ratschlägen per Radio-Interview mehr aktive 
Unterstützung. Ein Sprecher Schwesigs sag-
te dazu in der »Schweriner Volkszeitung«, 
die Kritik sei nicht nachvollziehbar. Ein An-
gebot zur Unterstützung des Landes habe es 
gegeben.

In der Erklärung weisen die Kreistagsfrak-
tionen auf die geringe Planungszeit und feh-
lende Wohnungen hin. »Wir alle hätten uns 
eine deutlich bessere Einbindung der Men-
schen in Upahl gewünscht« und »müssen fest-
stellen, dass (...) wir aktuell kaum noch über 
freien Wohnraum verfügen, den wir den jetzt 
zu uns kommenden Menschen anbieten kön-
nen«. Aktuell seien Geflüchtete in zwei Sport-
hallen in Wismar untergebracht, was auf län-
gere Sicht nicht akzeptabel sei.  dpa/nd

Land steht nicht mehr hinter Flüchtlingsunterkunft in Upahl

Neubau nicht genehmigt

SEBASTIAN WEIERMANN, WUPPERTAL

»Kein Tag ohne Autonomes Zentrum!« 
schallt es vom dunklen und nassen Jo-
hannes-Rau-Platz dem hell erleuchteten 
Wuppertaler Rathaus entgegen. Drinnen 
im Rathaus ist an diesem Montagabend 
gerade eine Debatte zu Ende gegangen, 
die das Ende der Kultureinrichtung be-
deuten könnte. Im Zentrum der Debatte 
stand allerdings nicht das linke Zentrum, 
sondern eine Moschee. Genauer gesagt: 
Pläne für einen Neubau der lokalen Ge-
meinde der Türkisch-Islamischen Uni-
on der Anstalt für Religion (Ditib), die 
der türkischen Regierungspartei AKP na-
hesteht. Für diese Pläne, die neben der 
Moschee auch ein Seniorenheim, eine 
Kita und Wohnungen für Studierende 
umfassen, soll das Autonome Zentrum 
weichen.

Schon seit vielen Jahren möchte die 
Ditib-Gemeinde in Wuppertal eine neue 
Moschee bauen. Ihr altes Gelände, das 
in direkter Nachbarschaft des geplanten 
Neubaus liegt, ist für Hunderte Mitglieder, 
die regelmäßig dort beten, zu klein. Der 
Neubau soll groß und repräsentativ wer-
den. Die Stadtverwaltung und die Mehr-
heit der Parteien im Stadtrat begrüßen das 
Projekt. Sie versprechen sich davon einen 
Beitrag zur Stadtteilentwicklung. Aufwer-
tung, wie Kritiker*innen es nennen. Denn 
Kioske, Wettbuden und Shisha-Bars an der 
Gathe, wo sich auch das Autonome Zen-
trum befindet, sollen verdrängt werden.

Die Ditib hatte ihre Bewerbung ent-
sprechend geschickt formuliert. In einer 
Präsentation zitiert sie Artikel über krimi-
nelle Vorfälle in der Gegend. Ihr hingegen 
liege »Sicherheit am Herzen«. Oberbür-
germeister Uwe Schneidewind (Grüne) 
geriet wohl auch deshalb kürzlich fast 
ins Schwärmen für das Projekt: Die Ge-
meinde setze einen »zentralen städtebau-
lichen Akzent«. Vorurteile über Ditib trä-
fen auf den Wuppertaler Verein nicht zu, 
meint er.

Andere Menschen haben nicht so viel 
Vertrauen in die Gemeinde. Ulrich Klan 
etwa, der lange Lehrer an einer Gesamt-
schule war und sich selbst als »eine Art 
Hausmeister des Stadtteils« bezeichnet. 
Klan ist sich sicher: »Auch in der Stadt-
verwaltung weiß man, dass es im Umfeld 
von Ditib Menschen gibt, die andere be-
drohen.« Mahnende Stimmen fanden im 
Rathaus aber keine Beachtung: Eine ganz 
große Koalition aus SPD, CDU, FDP und 
Grünen stimmte dem Ditib-Vorhaben zu. 
Für das Autonome Zentrum soll ein Ersatz-
objekt gefunden werden.

Wuppertal: Stadtrat macht Weg 
frei für Gotteshaus des türkisch-
islamischen Verbandes Ditib

Autonome sollen 
Moschee weichen

Mehrere Medien in Deutschland, Groß-
britannien und den USA berichten über 
neue Erkenntnisse zu den Anschlägen 
auf die Nord-Stream-Ostsee-Pipelines im 
Herbst 2022. Noch ist alles vage, aber die 
Informationen sind politisch heikel.

RENÉ HEILIG

Wenn es um die inzwischen gesprengten 
Nord-Stream-Pipelines geht, berichtet die 
»Tagesschau« gewöhnlich über Hintergrün-
diges aus dem Schweriner Untersuchungs-
ausschuss, der sich mit Unregelmäßigkeiten 
in der eigens für das russisch-deutsche Gas-
projekt eingerichteten Klima-Stiftung befasst. 
Am Dienstagabend jedoch ging es in der Spit-
zenmeldung um die Terroranschläge, mit de-
nen in der Nacht zum 26. September 2022 
drei der insgesamt vier Pipeline-Stränge zer-
stört worden waren. Die Tat verhindert, dass 
in absehbarer Zeit Erdgas aus Russland quer 
durch die Ostsee nach Westeuropa gepumpt 
werden kann.

Die Ermittlungen, in die die schwedische 
Sicherheitspolizei, dänische Geheimdienst-
ler und der deutsche Generalbundesanwalt 
samt Bundeskriminalamt involviert sind, ka-
men angeblich nicht voran. Nun aber berich-
teten ARD, SWR und »Die Zeit«, dass die 
Spur der Attentäter in die Ukraine führe. Er-
mittlern sei es gelungen, eine Segeljacht zu 
identifizieren, die bei den Anschlägen angeb-
lich benutzt wurde. Sie sei von einer Firma in 
Polen angemietet worden, die offenbar zwei 
Ukrainern gehört. An Bord waren angeblich 
der Kapitän, zwei Taucher, zwei Tauchassis-
tenten und eine Ärztin. Sie hätten Sprengstoff 
zu den Tatorten transportiert und an den Roh-
ren angebracht. Die Nationalität der Täter ist 
offenbar unklar, sie sollen professionell ge-
fälschte Reisepässe genutzt haben.

Das Kommando, so hieß es weiter, sei am 
6. September 2022 von Rostock aus gestar-
tet. Am folgenden Tag sei das Boot in Wieck 
(Darß) gesichtet und später an der dänischen 
Insel Christiansø nordöstlich von Bornholm 
lokalisiert worden. Die Rückgabe der Jacht an 
den Eigentümer sei in ungereinigtem Zustand 
erfolgt, weshalb von der Bundesanwaltschaft 
beauftragte Ermittler Spuren von Sprengstoff 
nachweisen konnten. Soweit die Tagesschau.

Die britische »Times« berichtet ergänzend 
über ein Briefing durch skandinavische Diens-
te, das nur eine Woche nach der Sabotage 
in Brüssel stattgefunden haben soll. Bereits 
damals sei klar gewesen, dass »nicht Ameri-
kaner, Russen oder Polen«, sondern ein pri-
vates ukrainisches Unternehmen hinter den 
Anschlägen stecke. Laut »Times« ist deren 
»Sponsor« bekannt.

Nahezu zeitgleich schrieb die »New York 
Times« (NYT) über den Stand der Ermittlun-
gen. Die US-Zeitung berichtete, dass es US-

Beamte ablehnten, die Art der Geheimdienst-
informationen, die Art und Weise, wie sie 
erlangt wurden oder »irgendwelche Details 
über die Stärke der darin enthaltenen Bewei-
se« offenzulegen. Daher wertet die NYT das 
Geschehen selbst. Und zwar politisch: »Jede 
Andeutung einer ukrainischen Beteiligung, 
ob direkt oder indirekt, könnte die heik-
len Beziehungen zwischen der Ukraine und 
Deutschland stören und die Unterstützung 
der deutschen Öffentlichkeit schwächen, 
die im Namen der Solidarität hohe Energie-
preise in Kauf genommen hat.« Die britische 

»Times« ergänzte, dass die Nato vorhande-
ne Informationen zurückgehalten habe, weil 
man die deutsche Lieferung lebenswichtiger 
militärischer Güter, einschließlich Leopard-
2-Panzern und IRIS-T-Luftverteidigungssys-
temen, nicht verzögern wollte. 

Laut einem aktuellen Bericht der »Wa-
shington Post« gibt es noch immer keine fo-
rensischen Beweise von der Explosionsstelle, 
die die Sabotage mit einem Land in Verbin-
dung bringen. US-Geheimdienste hätten kei-
ne Kommunikation von russischen oder uk-
rainischen Beamten abgefangen, die für den 

Angriff Verantwortung übernommen oder 
versucht hätten, die Beteiligung ihrer Re-
gierungen zu vertuschen. Ein hochrangiger 
westlicher Sicherheitsbeamter informierte 
die »Post« darüber, dass proukrainische Ein-
zelpersonen oder Organisationen die Mög-
lichkeit diskutiert hätten, einen Angriff auf 
die Pipelines durchzuführen. Diese »Signa-
le« seien aber erst nach dem Angriff entdeckt 
worden. Man halte es aber für unwahrschein-
lich, dass der ukrainische Präsident Wolody-
myr Selenskyj oder Mitglieder seines inne-
ren Kreises eine solche Operation genehmigt 
hätten. Wichtig war der anonymen Quelle zu 
betonen, es seien keine US-oder britischen 
Staatsangehörigen beteiligt gewesen.

Der renommierte US-Journalist Seymour 
Hersh hatte vor Wochen bereits einen aus-
führlichen Bericht veröffentlicht, laut dem 
die Anschläge von der US-Navy und der nor-
wegischen Marine geplant, ausgeführt und 
von der US-Regierung orchestriert wurden. 
Diese ignorierte die Behauptung, was zu ei-
ner geradezu abgestimmt anmutenden Kri-
tik führte. Inhalt: Hersh lege weder Belege 
vor, noch nenne er den Namen seines Infor-
manten. Das kann man ebenso über die von 
ARD, SWR und der »Zeit« erzählten Story sa-
gen. Auch sie enthält zahlreiche Ungereimt-
heiten, knüpft unbelegte Zusammenhänge, 
lässt technische Expertise außen vor – bedarf 
also einer offiziellen Nachbesserung.

Vom Generalbundesanwalt ist naturge-
mäß keine Stellungnahme zu erwarten. Au-
ßenministerin Annalena Baerbock (Grüne) 
will keine voreiligen Schlüsse ziehen, solange 
die zuständigen Behörden ihre Ermittlungen 
nicht abgeschlossen haben. Ähnlich äußer-
te sich Verteidigungsminister Boris Pistorius 
(SPD). Er wies darauf hin, dass »internati-
onale Sicherheitskreise« eine Operation un-
ter »falscher Flagge« nicht ausschließen, dass 
also »Spuren bewusst gelegt worden sind, die 
auf die Ukraine als Verursacher hindeuten«. 
Der ukrainische Verteidigungsminister Olexij 
Resnikow versicherte zum Auftakt eines in-
formellen Treffens der EU-Verteidigungsmi-
nister in Stockholm, sein Land habe nichts 
mit Explosionen zu tun. Moskau forderte eine 
internationale Untersuchung mit russischer 
Beteiligung. Das Weiße Haus äußerte sich 
nicht. Begründung: Es handle sich schließ-
lich um eine europäische Untersuchung.

Pro-ukrainisches Kommando soll die Nord-Stream-Pipelines gesprengt haben

Die Story von ARD, SWR und  
»Zeit« enthält zahlreiche 
Ungereimt-heiten, knüpft unbelegte 
Zusammenhänge, lässt technische 
Expertise außen vor – bedarf  
also offizieller Nachbesserung.

Auch der neue Bericht zum Nordstream-Anschlag wirft vor allem Fragen auf.
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Eine Story mit vielen Fragezeichen

Karlsruhe.  Fehler beim Rechtsweg, nicht 
genügend begründet und fehlende Unter-
lagen: Das sind einige Punkte, warum die 
Verfassungsbeschwerde von »Querden-
ken«-Initiator Michael Ballweg gegen sei-
ne andauernde U-Haft vor dem Bundes-
verfassungsgericht gescheitert ist. Das geht 
aus dem am Mittwoch veröffentlichten Be-
schluss des höchsten deutschen Gerichts 
hervor.

Das Oberlandesgericht Stuttgart hatte 
Anfang des Jahres entschieden, dass der 
48-Jährige auch über die Frist von einem 
halben Jahr wegen Fluchtgefahr in Unter-
suchungshaft bleiben muss. Er sei des ver-
suchten gewerbsmäßigen Betruges und der 
Geldwäsche dringend verdächtig. Die Poli-
zei hatte Ballweg am 29. Juni vergangenen 
Jahres festgenommen.

Seine Verfassungsbeschwerde wurde 
nicht zur Entscheidung angenommen. Sie 
ist laut Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts in mehreren Punkten unzulässig. 
So habe der Beschwerdeführer keine Anhö-
rungsrüge gemäß der Strafprozessordnung 
erhoben und damit den fachgerichtlichen 
Rechtsweg nicht erschöpft. Auch inhaltlich 
werde ein Verfassungsverstoß nicht hinrei-
chend substantiiert aufgezeigt.

Ballwegs Anwälte hatten im Januar er-
klärt, die Verfassungsbeschwerde sei not-
wendig, um im nächsten Schritt den Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte 
anzurufen. Die »Querdenken«-Bewegung 
hatte sich im Zuge der Corona-Pandemie in 
vielen deutschen Städten formiert. Die An-
hänger demonstrierten immer wieder öf-
fentlich gegen die politischen Maßnahmen 
zur Eindämmung des Virus.  dpa/nd

»Querdenken«-Initiator  
bleibt in Haft

Ballweg scheitert  
in Karlsruhe
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